
Geplantes TRIANEL-Steinkohlekraftwerk in Lünen:
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Der nordrhein-westfälische Lan- trieb des Kraftwerks würde die Ge­

desverband des Bund für Umwelt sundheit der Menschen gefährden,

und Naturschutz Deutschland erhebliche Umweltschäden durch

(BUND) hat beim Oberverwaltungs- Schadstoffeinträge mit sich bringen

gericht in Münster Klage gegen das und wegen des C02-Ausstoßes den

geplante TRIANEL-Steinkohlekraft- Klimawandel unverantwortlich for­

werk in Lünen eingereicht. Die Kla- cieren. Die gesetzliche Vorgabe nach

ge richtet sich gegen den von der sparsamer und effizienter Nutzung

Bezirksregierung Arnsberg am 6. der Energie werde durch ein solches

Mai erlassenen Vorbescheid und die Klimakiller-Kraftwerk auf eklatante

1. Teilgenehmigung für das im Lü- Weise verletzt.

BUND und Bürgerinitiative gehen gemeinsam gegen das geplante

TRlANEL-Kraftwerk im Lüner Stummhafen vor. Foto: mib

ner Stummhafen projektierte 750

Megawatt-Kraftwerk. Unterstützt

wird die Klage von der Bürgerinitia­

tive Kontra Kohle Kraftwerk (BI-KKK

e.v. LGr.).

Mit der Klage wird nunmehr eine

gerichtliche Überprüfung des Ge­

nehmigungsbescheides eingeleitet.

Der BUND und die BI sind zuver­

sichtlich, dass die Rechtswidrigkeit

der Kraftwerksplanung festgestellt

und das Vorhaben aufgegeben wird.

Der Klage kommt zwar keine auf­

schiebende Wirkung zu, sollte TRIA­

NEL indessen mit Baumaßnahmen

beginnen, erfolgt dies auf eigenes

Risiko und ohne jede Rechtssicher­

heit vor einer späteren Abrisspflicht.

Der BUND hält den Vorbescheid

für das Steinkohlekraftwerk für

rechtswidrig, da die Genehmigungs­

voraussetzungen nach den Vorga­

ben des Bundes-Immissionsschutz­

gesetzes nicht erfüllt sind. Der Be-

Juristisch vertreten wird der

BUND durch die auf Umwelt- und

Planungsrecht spezialisierte Frank­

furter Kanzlei Philipp-Gerlach &

Teßmer. Diese erarbeitet derzeit in

enger Zusammenarbeit mit dem

BUNDund der BI-KKKdie umfang­

reiche Klagebegründung. Sowohl

die Einwände der Bürgerinnen und

Bürger als auch die Bedenken eines

Großteils der Lüner Ärzteschaft seien

von der Genehmigungsbehörde

sträflich ignoriert worden. Für den

BUNDist die Klage von entscheiden­

der Bedeutung für die Klimaschutz­

politik des Landes. Das Ruhrgebiet

zwischen Krefeld und Hamm sei der

zentrale Ort der klimapolitischen

Auseinandersetzung, da allein hier

bis zu sieben "Klimakillerkraftwer­

ke" auf Steinkohlebasis geplant sei-[

en. Gegen die Kraftwerke Herne

(Evonik) und Datteln (E.On) ist der '

BUND bereits vor Gericht gezogen. u


